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„Kinder kriegen die Leute immer.“ Diese Aussage, mit der Bundeskanzler Konrad Adenauer 

im Jahr 1957 Bedenken gegen die Einführung der umlagefinanzierten Rente beiseiteschob, 

gilt in Deutschland schon lange nicht mehr. Die Anzahl der geborenen Kinder ist, von kleinen 

Ausreißern am Ende der 1980er Jahre abgesehen, seit dem „Pillenknick“ ab der Mitte der 

1960er Jahre stetig gesunken. Während des Baby-Booms gab es im Jahr 1964 knapp 1,4 Mil-

lionen Geburten, im Jahr 2010 waren es mit 678.000 gerade einmal die Hälfte (Pötzsch, 

2012).1 2,1 Kinder müsste im Schnitt jede Frau bekommen um die Bevölkerungszahl konstant 

zu halten. Doch seit nunmehr 40 Jahren liegt die zusammengefasste Geburtenziffer2 unter 

diesem Wert und hat sich seit den 1970er Jahren stets in einem Bereich zwischen 1,3 und 1,5 

Geburten bewegt.3 

Obwohl der Rückgang der Geburtenrate in Deutschland vor allem zu Beginn der 1970er Jahre 

dramatische Ausmaße hatte, hat es lange gedauert, bis das Thema in der bundesdeutschen 

Öffentlichkeit und Politik offen diskutiert wurde. Die Erfahrungen des Nationalsozialismus 

machten bevölkerungspolitische Motive in der Politik lange zu einem Tabu-Thema (Ostner, 

2010, S. 223). Erst in den 1980er Jahren wurden durch die Familienminister Geißler und 

Süßmuth die gesunkenen Geburtenraten erstmals vorsichtig angesprochen (Gerlach, 2004, S. 

172). Und doch beschränkte sich die Familienpolitik noch bis zur Jahrtausendwende mit ihren 

Maßnahmen zum Familienlastenausgleich und der besseren Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf weitgehend darauf, sich  - häufig angetrieben durch das Bundesverfassungsgericht – 

den gewandelten gesellschaftlichen Realitäten, wie der Pluralisierung der Lebensstile und der 

zunehmenden Berufstätigkeit von Frauen und Müttern anzupassen. 

Doch der Umgang mit dem Thema hat sich inzwischen grundlegend verändert. Mit dem Kon-

zept der „nachhaltigen Familienpolitik“, das 2003 von Familienministerin Renate Schmidt 

parallel zur Agenda 2010 eingebracht und mit dieser verknüpft wurde (Ristau, 2005), wird der 

demografische Wandel nicht nur offen problematisiert und als Begründung für die Notwen-

                                                 
1 Alle statistischen Angaben stammen, sofern nicht anders angegeben, vom Statistischen Bundesamt. 
2 Die zusammengefasste Geburtenziffer ist ein hypothetisches Maß für die Geburtenhäufigkeit. Da die tatsächli-
che Anzahl der Kinder pro Kohorte erst dem Ende des gebärfähigen Alters der Frauen feststeht, wird die zu-
sammengefasste Geburtenziffer benutzt, um Aussagen über die voraussichtliche Geburtenhäufigkeit zu machen. 
Die Zusammengefasste Geburtenziffer gibt die durchschnittliche Kinderzahl an, die eine Frau im Laufe ihres 
Lebens hätte, wenn  die Verhältnisse des betrachteten Jahres für den gesamten Zeitraum ihrer Gebärfähigkeit 
gelten würden. Wenn im Folgenden von der Entwicklung der Geburtenraten die Rede ist,  ist damit die Zusam-
mengefasste Geburtenziffer gemeint, sofern dies nicht anders angegeben wird. 
3 Die Werte vor 1990 beziehen sich auf die Bunderepublik. In der DDR ist die Geburtenziffer durch umfangrei-
che staatliche Fördermaßnahmen für Familien von Mitte der 1970er an wieder gestiegen und erreichte 1980 
einen Wert von 1,94. Trotz anschließend wiedersinkender Werte blieb die Geburtenziffer bis zur Wiedervereini-
gung über der westdeutschen Zahl. Nach 1990 gab es in den neuen Bundesländern einen deutlichen Einbruch der 
Geburtenziffer bis auf 0,77. Seit 1995 ist diese wieder gestiegen, hat 2007 das Niveau der westdeutschen Gebur-
tenziffer erreicht und liegt seitdem leicht über dieser. (Statistisches Bundesamt, 2011) 
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digkeit eines Politikwechsels genannt, sondern die Steigerung der Geburtenrate gemeinsam 

mit der Erhöhung der Frauenerwerbsquote als wichtigstes Ziel zur Sicherung von Wachstum 

und Wohlstand genannt (Gruescu & Rürup, 2005). Die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 

rückte dementsprechend in den Vordergrund der Bemühungen (Ristau, 2005) und die Politik 

machte es sich weitgehend parteienübergreifend4 zur Aufgabe, mit einem Mix aus Zeitpolitik, 

Infrastrukturangeboten und Geldtransfers die Bedingungen dafür zu schaffen (Bertram, 

Rösler, & Ehlert, 2005). Neben den lokalen Bündnissen für Familie, mit denen durch die Zu-

sammenarbeit von Kommunen, Unternehmen und zivilgesellschaftlichen Akteuren mehr Fa-

milienfreundlichkeit erreicht werden sollte, wurden dabei der Ausbau der Kinderbetreuung für 

Kinder unter drei Jahren und das Elterngeld die zentralen Instrumente der neuen Familienpoli-

tik (Leitner, 2008, S. 67). Mit dem progressiv gestalteten Elterngeld wurde dabei gezielt ein 

pronatalistischer Anreiz für einkommensstärkere potentielle Eltern gesetzt (Rothgang & 

Preuss, 2008), da die überdurchschnittlich stark auftretende Kinderlosigkeit von gut qualifi-

zierten Frauen als das demografische Hauptproblem identifiziert wurde (Gruescu & Rürup, 

2005). 

Nachhaltige	Familienpolitik	–	erfolgreich 	aber	wirkungslos	

Die Maßnahmen, die seit der Ankündigung des Politikwechsels zu einer nachhaltigen Famili-

enpolitik umgesetzt wurden, haben durchaus Erfolg. So geben in einer aktuellen Umfrage des 

Allensbach-Instituts für das Familienministerium inzwischen nur noch jeweils 22 Prozent der 

Befragten kinderlosen Personen an, dass ein Kind für sie eine große finanzielle Belastung 

wäre oder sich mit den eigenen beruflichen Plänen nicht vertragen würde (BMFSFJ, 2012). 

Im Jahr 2003 waren dies noch 47 bzw. 37 Prozent. Zumindest in der Wahrnehmung der 

„Zielgruppe“ ist es der nachhaltigen Familienpolitik mit ihren Instrumenten gelungen, dem 

Ziel, eine Balance zwischen Erwerbstätigkeit und Familie zu ermöglichen, näher zu kommen. 

Eine große Mehrheit der Deutschen befürwortet außerdem diese Instrumente und hält die 

Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf für eine wichtige staatliche Aufgabe 

(ebenda). 

Die Auswirkung auf die Anzahl der geborenen Kinder ist allerdings bislang gleich Null. Die 

Geburtenrate hat sich in den letzten zehn Jahren kaum verändert und liegt stabil bei etwa 1,35. 

2011 war sogar das Jahr mit der niedrigsten Anzahl von Geburten seit dem 2. Weltkrieg. Die 

nachhaltige Familienpolitik ist also einem ihrer Kernziele bislang wirkungslos geblieben. Und 

                                                 
4 Der von der rot-grünen Bundesregierung eingeleitete Kurswechsel in der Familienpolitik wurde  in seinen 
Grundzügen auch von der CDU unterstützt und so auch in der Großen Koalition fortgesetzt. Und auch die 
schwarz- gelbe Bundesregierung bezieht sich auf das Konzept der nachhaltigen Familienpolitik. 
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so bleibt das Thema in der medialen Öffentlichkeit  - unter Überschriften wie „Ein Land stirbt 

aus“ (Schmitt, 20012)“ -  und in der Politik intensiv diskutiert. Die Bundesregierung will 

„gegenwärtige und künftige Eltern stärken und in ihrer Entscheidung für Kinder nach besten 

Kräften unterstützen“ (BMI, 2012, S. 10), wie sie in ihrer im April vorgelegten Demogra-

fiestrategie formuliert, und setzt dabei weiterhin vor allem auf die Verbesserung der Verein-

barkeit von Familie und Beruf (ebenda, S.11ff). Gelegentlich werden aber auch drastischere 

Vorschläge in die Diskussion darüber eingebracht, wie man mehr Frauen dazu bringen kann, 

mehr oder überhaupt Kinder zu bekommen. So hat beispielsweise der Verfassungsrechtler 

und ehemalige Bundesverfassungsrichter Paul Kirchhof jüngst unter anderem nicht nur emp-

fohlen, das Renten- und Steuerrecht deutlich zugunsten von Familien mit Kindern umzuge-

stalten, er schlägt sogar vor ein Wahlrecht der Eltern für ihre Kinder einzuführen und Eltern 

per Gesetz Vorrang bei der Einstellung von Arbeitskräften zu gewähren (Kirchhof, 2012). Die 

meisten seiner und ähnlicher Vorschläge haben gemeinsam, dass, sie auf die finanzielle und 

berufliche Besserstellung von Eltern zielen. 

Ökonomisierung	von	Kindern	

Politik und Öffentlichkeit sind sich heute der Folgen des demografischen Wandels jedenfalls 

mehr denn je bewusst, und von der Steigerung der Geburtenrate scheint offenbar nichts Ge-

ringeres abzuhängen als der Erhalt unseres Wohlstandes und der Errungenschaften des Wohl-

fahrtsstaates. Wer sich heute für ein Kind entscheidet, übernimmt also nicht nur die Verant-

wortung für die  Pflege und Erziehung eines Individuums5, sondern quasi ganz nebenbei auch 

für den Erhalt des Rentensystems und der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit Deutschlands. 

Kinder sind so nicht mehr einfach nur Kinder, sondern als „Humankapital“ ein knappes Gut 

mit dem effizient umgegangen werden muss. Es kommt jetzt auf jedes Kind an und die Ge-

sellschaft kann sich einen verschwenderischen Umgang mit ihren Humanressourcen nicht 

mehr leisten (Bertram, 2010), weil die Nation sonst einen „langsamen wirtschaftlichen Tod 

stirbt“ (Homburg & Schnabel, 2005)  Dieser Bedeutungswandel - diese Ökonomisierung6 - 

von Kindern kann nicht ohne Auswirkungen auf Familien, die Entscheidung für Kinder und 

den Umgang ihnen bleiben. 

                                                 
5 In Artikel 6, Satz 2 Grundgesetz heißt es: „Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der 
Eltern und die zuvörderst ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft.“ 
6 Bereits 2002 wurden im Sammelband „Ökonomisierung der Kindheit“ des Zentrums für Kindheits- und Ju-
gendforschung der Universität Bielefeld die zunehmenden wirtschaftlichen Überlegungen im Bereich der Fami-
lienpolitik angesprochen (Neubauer, Fromme, & Engelbert, 2002). Der Abteilungsleiter im Bundesfamilienmi-
nisterium Walter Ristau betont 2005 den „ökonomischen Charme der Familie“ (Ristau, 2005), und Politwissen-
schaftler wie Soziologen konstatieren eine Ökonomisierung von Familienpolitik (Ostner, 2010 und Rothgang & 
Preuss, 2008). 
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Am direktesten sind die Veränderungen in dem Bereich zu sehen, in dem der Staat den größ-

ten Einfluss nehmen kann, der Schule. Während die Autoren der PISA-Studie, welche die 

Initialzündung für ein ganzes Bündel von Reformen im Bildungswesen gab, noch neben der  

wirtschaftlichen Bedeutung auch noch eine befriedigende persönliche Lebensführung und 

eine aktive Teilhabe im Blick hatten (Deutsches PISA-Konsortium (Hrsg.), 2001, S. 16), fo-

kussierten die Begründungen der nachfolgenden Reformen im Bildungswesen vor allem auf 

die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands. Die Veränderungen in der Bildung und Ausbildung 

ziehen sich in diesem Sinne stringent durch den gesamten Bildungsbereich. Vom Ausbau der 

frühkindlichen Förderung in der Krippe und der früheren Einschulung über die Verkürzung 

der Zeit bis zum (Zentral-) Abitur und der angestrebten Erhöhung der Abiturquote, bis hin zur 

Einführung der Bachelor-Studiengänge im Rahmen des Bologna-Prozesses, all diese Maß-

nahmen haben zum Ziel, besser ausgebildete Arbeitskräfte früher dem Arbeitsmarkt zur Ver-

fügung zu stellen. Die Hoffnung darauf, dass Frauen, die ihre Ausbildung früher abgeschlos-

sen haben auch früher – und damit mehr – Kinder bekommen (Statistisches Bundesamt, 

2012), spielt dabei wohl auch eine Rolle. 

Die Reformen im Bildungswesen haben den Druck auf Schüler und Eltern erhöht. Die Klagen 

über die Probleme, die eine frühere Einschulung Kindern bereiten, deren Entwicklungsstand 

sie dafür noch nicht bereit macht, haben ebenso zugenommen wie die Diskussion über die 

Überlastung und Überforderung von Schülern durch die Verkürzung der Gymnasialzeit. Die 

Debatte darüber ist nicht aus der Luft gegriffen. So ist die Anzahl der Schüler an Oberschu-

len, die Nachhilfeunterricht in Anspruch nehmen, von 2002 bis 2006 von 18 auf 23 Prozent 

gestiegen (Shell Deutschland Holding, 2006), und eine Untersuchung der Bundesregierung 

stellte im Jahr 2008 fest, dass Nachhilfe „weniger aus Gründen vorübergehender bzw. kon-

kreter Problemlagen, wie z. B. einer gefährdeten Versetzung, in Anspruch genommen wird“, 

sondern vielmehr der Eindruck entsteht, „dass die Schüler/innen, die Nachhilfe in Anspruch 

nehmen, diese benötigen, um den normalen schulischen Anforderungen gerecht werden zu 

können.“ (Dohmen, Erbes, Fuchs, & Günzel, 2008, S. 33).  Es soll hier nicht die Notwendig-

keit von Reformen im Bildungswesen in Frage gestellt oder die Sinnhaftigkeit einzelner Maß-

nahmen diskutiert werden, es geht nur darum zu verdeutlichen, dass alle diese Veränderungen 

nicht ohne Auswirkungen bleiben, sondern dass mit der Neuausrichtung des Schulsystems, 

die ökonomischen Ziele im Alltag der Familie angekommen sind.  

Das Vertrauen in die Fähigkeit der Eltern, den veränderten Anforderungen gerecht zu werden, 

ist nicht allzu groß. Der Paradigmenwechsel zur nachhaltigen Familienpolitik in den vergan-

genen zehn Jahren ist auch mit dem Versagen der Familie in ihrer Erziehungsfunktion be-
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gründet worden (Ostner, 2010). „Viele Eltern fühlen sich in der Erziehung ihrer Kinder ver-

unsichert. Nicht selten fehlt es ihnen in vielen Erziehungsfragen selbst an Orientierung. Wir 

beobachten heute in diesem Bereich zunehmend Defizite“, formulierte 2007 die damalige Fa-

milienministerin Ursula von der Leyen im Vorwort zum Monitor Familienforschung 

(BMFSFJ, 2007). In derselben Veröffentlichung wird der Sozialwissenschaftler und Hauptau-

tor der Shell-Jugendstudie Klaus Hurrelmann mit der Einschätzung zitiert, dass rund ein Drit-

tel der Eltern mit der Erziehung überfordert ist. Der Ausbau des Betreuungsangebotes für 

Kinder auszubauen, dient folgerichtig nicht nur einer besseren Vereinbarkeit mit dem Beruf, 

sondern soll auch sicherstellen, dass Erziehungsdefizite in der Familie früher aufgefangen 

werden und die Kinder so besser auf die Anforderungen des Bildungssystems vorbereitet 

werden können. 

Neben Überforderung durch gestiegenen Druck auf der einen Seite, gibt es sozusagen auf der 

anderen Seite der Bandbreite zunehmend ein Phänomen zu beobachten, bei dem das Kind für 

die Eltern gewissermaßen zu einem „Projekt“ geworden ist. Gemeint sind damit Eltern die in 

der Entwicklung ihres Kindes von der Schwangerschaft bis zur Studienwahl nichts dem Zufall 

überlassen wollen. Sie investieren vom Kleinkindalter an, in einer „Mischung aus Wettrüsten 

und Leistungsschau“ viel Zeit und Geld in die Förderung ihres Kindes, da sie es als „ihr wich-

tigstes Investitionsprojekt betrachten“, wie es der Journalist Klaus Werle formuliert (Werle, 

2010). Eltern werden so zu Managern ihrer Kinder, die sie als „Helikopter-Eltern“ ständig 

umschwirren, um sicher zu stellen, dass diese die bestmögliche Entwicklung nehmen (Steinle, 

2007). Angefangen mit der Auswahl des richtigen (privaten) Kindegartens und der Zusam-

menstellung eines optimal abgestimmten Lernplans inklusive Englischkurs für Dreijährige 

und musikalischer Frühförderung, über die Auswahl der richtigen Freunde und natürlich dem 

Nachhilfeunterricht damit der Übergang auf das Gymnasium auch auf jeden Fall klappt, sol-

len die Potentiale des Kindes optimal ausgeschöpft werden. „Vor allem für Eltern der unter 

Druck geratenen bürgerlichen Mitte wird Erziehung so zur Abschottungsstrategie nach unten 

wie auch zum Vehikel für den Aufstieg nach oben.“ (Werle, 2010). Der Wettbewerb mit dem 

Humankapital Kind beginnt so  bereits in den ersten Lebensjahren. 

 

Natürlich stellt das zuletzt beschriebene Phänomen nur einen kleinen Ausschnitt der Lebens-

realität von Familien dar, allein schon deshalb, weil eine solche intensive, professionalisierte 

Förderung hohe Anforderungen an die finanziellen Möglichkeiten der Eltern stellt. Es ist aber 

doch eine Seite der Medaille der Veränderung der Bedeutung von Kindern in der Gesell-

schaft. Man muss nicht so weit gehen, wie Professor Schneider, Leiter des Bundesinstituts für 
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Bevölkerungswissenschaften in Wiesbaden, der die soziale Konstruktion von Kindern und 

Kindheit heute für romantisiert und sakralisiert hält (Schneider, 2010, S. 13), aber er hat ohne 

Zweifel recht, wenn er davon spricht, dass Kinder zunehmend zum Projekt der Zukunft stili-

siert werden und Eltern sich mit erhöhten Erwartungen und Anforderungen an ihre Elternrolle 

konfrontiert sehen. 

Aufschiebung	und	Aufhebung	von	Kinderwünschen	

Dass Menschen vor diesem Zuwachs an Verantwortung zurückschrecken, und trotz besserer 

Vereinbarkeit von Familie und Beruf und grundsätzlichem Kinderwunsch7  kinderlos bleiben, 

sollte nicht allzu sehr verwundern. Den gestiegenen Anforderungen an die Elternrolle, setzen 

die potentiellen Eltern entsprechend steigende Hürden an die Bedingungen entgegen, unter 

denen sie einen Kinderwunsch auch umzusetzen. Die Frage der Entscheidung für Kinder ist 

dabei nicht nur eine Frage der beruflichen Vereinbarkeit oder des Lastenausgleichs. Die drei 

am häufigsten genannten Antworten auf die Frage an Kinderlose mit Kinderwunsch, was ge-

gen ein Kind spricht, sind, dass man sich noch zu jung dafür fühle (49%), der passende Part-

ner fehle (46%) und dass man genügend Freiräume und Zeit für einen selbst und die Hobbys 

haben möchte (36%) (BMFSFJ, 2012). Nicht die berechenbaren direkten oder indirekten Kos-

ten von Kindern,  sondern das ehr diffuse Gefühl noch nicht bereit für ein Kind zu sein,8 und 

die Unsicherheit, ob man den Anforderungen der Elternrolle gerecht werden könne, verhin-

dern die Umsetzung des potentiell vorhandenen Kinderwunsches.  

Die Verschiebung der Umsetzung von Kinderwünschen hat gleich doppelte Auswirkungen 

auf die Geburtenraten. Auf der einen Seite führt die spätere Geburt des ersten Kindes9 wegen 

der begrenzten Zeit der Reproduktionsphase der Frau zu einer Abnahme der endgültigen Kin-

derzahl pro Frau. Je früher das erste Kind geboren wird, desto größer die Wahrscheinlichkeit, 

dass es ein oder mehrere Geschwister bekommt (Statistisches Bundesamt, 2012). Auf der an-

deren Seite führt eine Verschiebung der Familiengründung häufig irgendwann zu der bewuss-

ten Entscheidung für ein Leben ohne Kinder. Während zwei Drittel der kinderlosen Frauen im 

Alter zwischen 20 und 29 Jahren einen Kinderwunsch haben, wollen in der Altersgruppe der 

30- bis 39jährigen schon 64 Prozent dauerhaft kinderlos bleiben (Höhn, Ette, & Ruckdeschel, 

2006). Insgesamt wollen knapp ein Fünftel der Kinderlosen in Deutschland auch in Zukunft 

                                                 
7 Die Zahl der durchschnittlich gewünschten Kinder lag im Jahr 2008 bei 2,03 Kindern bei Frauen und 1,93 
Kindern bei Männern und hat sich in den vergangenen Jahren (BMFSFJ, 2011, S. 19) 
8 Dass beide Partner sich reif für ein Kind fühlen ist für 74% der Bevölkerung unter 45 Jahren eine Vorausset-
zung die unbedingt erfüllt sein muss. (IfD Allensbach, 2011) 
9 Das durchschnittliche Alter von Müttern bei der Geburt des ersten Kindes hat sich seit 1965 um mehr als vier 
Jahre erhöht. (Pötzsch, 2012) 
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keine Kinder bekommen (BMFSFJ, 2011, S. 20).  Ein Leben ohne Kinder ist für viele Men-

schen nicht mehr undenkbar, stattdessen ist Elternschaft eine unter mehreren Optionen für ein 

erfülltes Leben geworden (Höhn, Ette, & Ruckdeschel, 2006, S. 28ff.).  Nur noch für etwa die 

Hälfte der Bevölkerung gehören Kinder zum „Glücklich sein“ dazu (BMFSFJ, 2011) und 

Kinder werden eher im Zusammenhang mit den daraus entstehenden Belastungen als mit ei-

ner Bereicherung des Lebens wahrgenommen (Höhn, Ette, & Ruckdeschel, 2006, S. 40).  

Alle Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf, sowie zur Senkung der 

Opportunitätskosten werden nicht zur Steigerung der Geburtenrate führen, wenn andere Fak-

toren die Umsetzung von Kinderwünschen verhindern, oder sogar dazu führen, dass eine be-

wusste Entscheidung zur Kinderlosigkeit getroffen wird. Dies soll nicht als Argument gegen 

rechtliche und finanzielle Besserstellung von Eltern und die weitere Verbesserung der Ver-

einbarkeit von Familie und Beruf verstanden werden, es gibt in diesem Bereich – gerade in 

Bezug auf die gleichberechtigten Chancen von Frauen – noch viel zu tun. Aber Vereinbarkeit 

darf nicht auf den Aspekt der Vereinbarkeit mit dem Beruf verengt werden und Lastenaus-

gleich ist nicht nur eine finanzielle Frage. Elterngeld und der Ausbau der Betreuungseinrich-

tungen reichen nicht aus, um den potentiellen Eltern das Gefühl zu nehmen, dass sie der Ver-

antwortung für Kinder in ihrer jeweiligen Lebenssituation nicht gerecht werden könnten, bzw. 

ihre Ansprüche an die Bedingungen für die Gründung einer Familie nicht erfüllt sind.  

Bildungspolitik	als	Teil	nachhaltiger	Familienpolitik	

Wenn einer der Gründe dafür, dass Kinderwünsche nicht umgesetzt werden, das veränderte 

Bild vom Kind durch seine gestiegene ökonomische Bedeutung für die Gesellschaft ist, und 

wenn dieser Bedeutungswandel sich vor allem in der Ausrichtung des Bildungssystems mani-

festiert, dann muss sich der Blick der nachhaltigen Familienpolitik auch auf das Bildungssys-

tem und die Folgen seiner Veränderungen auf die Entscheidung für oder gegen Kinder rich-

ten. Ein solcher familienpolitischer Blick auf die Kindergärten (die ja vor allem Bildungs- und 

nicht mehr nur Betreuungseinrichtungen sein sollen) und Schulen müsste dann bei der zu-

künftigen Entwicklung die Frage einbeziehen, wie Belastungen die für Familien während der 

Bildung der Kinder entstehen, gesenkt werden können, zum Beispiel indem die Folgen von 

Bildungseingangs-  und Übergangsentscheidungen entschärft, das Schulsystem durchlässiger 

gestaltet und eine der Entwicklung des Kindes passende individuelle Förderung ermöglicht 

wird. Bildungspolitik könnte so zu einem Bestandteil nachhaltiger Familienpolitik werden. 

  



 

9 

Literaturverzeichnis	

Bertram, H. (2009). Nachhaltige Familienpolitik und demografische Entwicklung. Zeitschrift 
für Pädagogik 1/2009, S. 37-55. 

Bertram, H. (2010). Familiensituation und Familienpolitik in Deutschland. In J. Collatz 
(Hrsg.), Familienmedizin in Deutschland - Notwendigkeit, Dilemma, Perspektiven (S. 
17-37). Lengerich: Pabst Science Publishers. 

Bertram, H., Rösler, W., & Ehlert, N. (2005). Nachhaltige Familienpolitik. Zukunftssicherung 
durch einen Dreiklang aus Zeitpolitik, finanzieller Transferpolitik und 
Infrastrukturpolitik. Berlin: BMFSFJ. 

BMFSFJ. (2007). Monitor Familienforschung. Abgerufen am 24. 09 2012 von 
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung2/Newsletter/Monitor-
Familienforschung/2006-03/Medien/werte,property=pdf,bereich=,rwb=true.pdf 

BMFSFJ. (2011). Familienreport 2011. Leistungen, Wirkungen, Trends. Berlin: 
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. 

BMFSFJ. (2012). Monitor Familienleben. Abgerufen am 29. 09 2012 von 
http://www.bmfsfj.de/RedaktionBMFSFJ/Abteilung2/Pdf-Anlagen/monitor-
familienleben-2012,property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,rwb=true.pdf 

BMI. (2005). Gender Datenreport. (B. d. Inneren, Herausgeber) Abgerufen am 25. 09 2012 
von http://www.bmfsfj.de/doku/Publikationen/genderreport/root.html 

BMI. (2012). Jedes Alter zählt. Demografiestrategie der Bundesregierung. Berlin: 
Bundesministerium des Inneren. 

Deutsches PISA-Konsortium (Hrsg.). (2001). PISA 2000. Opladen: Leske + Budrich. 

Dohmen, D., Erbes, A., Fuchs, K., & Günzel, J. (2008). Was wissen wir über Nachhilfe? – 
Sachstand und Auswertung der Forschungsliteratur zu Angebot, Nachfrage und 
Wirkungen. Berlin: Bundesministerium für Bildung und Forschung. 

Gerlach, I. (2004). Familienpolitik. Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften. 

Gruescu, S., & Rürup, B. (2005). Nachhaltige Familienpolitik. Aus Politik und Zeitgeschichte. 
23-24/2005, S. 3-6. 

Höhn, C., Ette, A., & Ruckdeschel, K. (2006). Kinderwünsche in Deutschland. Konsequenzen 
für eine nachhaltige Familienpolitik. Stuttgart: Robert Bosch Stiftung GmbH. 

Homburg, S., & Schnabel, R. (2005). Reform der Familienpolitik. (Bertelsmann-Stiftung, 
Hrsg.) Abgerufen am 25. 09 2012 von http://www.bertelsmann-
stiftung.de/cps/rde/xbcr/SID-68054944-0DABA59D/bst/03_Familienpolitik_final.pdf 

IfD Allensbach. (2011). Monitor Familienleben 2011. Abgerufen am 24. 09 2012 von 
http://www.ifd-allensbach.de/uploads/tx_studies/Monitor_Familienleben_2011.pdf 

Kirchhof, P. (08. 09 2012). Wer mehr Kinder will, muss bessere Politik machen. Abgerufen 
am 24. 09 2012 von Die Welt: http://www.welt.de/109100722 



 

10 

Leitner, S. (2008). Ökonomische Funktionalität der Familienpolitik oder familienpolitische 
Funktionalisierung der Ökonomie? In A. Evers, & R. G. Heinze, Sozialpolitik. 
Ökonomisierung und Entgrenzung (S. 67-82). Wiesbaden: VS-Verlag für 
Sozialwissenschaften. 

Neubauer, G., Fromme, J., & Engelbert, A. (Hrsg.). (2002). Ökonomisierung der Kindheit. 
Sozialpolitische Entwicklungen und ihre Folgen. Opladen: Leske + Budrich. 

Ostner, I. (2010). Farewell to the Family as we know it: Family Policy Change in Germany. 
German Policy Studies Vol.6, S. 211-244. 

Pötzsch, O. (2012). Geburten in Deutschland. Wiesbaden: Statistisches Bundesamt. 

Ristau, M. (2005). Der ökonomische Charme der Familie. Aus Politik und Zeitgeschichte. 23-
24/2005, S. 16-23. 

Rothgang, H., & Preuss, M. (2008). Ökonomisierung der Sozialpolitik. Neue 
Begründungsmuster sozialstaatlicher Tätigkeit in der Gesundheits- und 
Familienpolitik. In A. Evers, & R. G. Heinze, Sozialpolitik. Ökonomisierung und 
Entgrenzung (S. 31-48). Wiesbaden: VS Verlag für Sozialwissenschaften. 

Schmitt, P.-P. (02. 07 20012). Ein Land stirbt aus. Abgerufen am 24. 09 2012 von FAZ.NET: 
http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/familie/geburtenrueckgang-ein-land-stirbt-aus-
11807326.html 

Schneider, N. (2010). Das veränderte Selbstverständnis von Eltern heute und die veränderte 
Rolle des Kindes. In C. Henry-Huthmacher, & E. Hoffmann (Hrsg.), Wenn Eltern nur 
das Beste wollen... Ergebnisse einer Expertenrunde der Konrad-Adenauer-Stiftung (S. 
13-15). Sankt Augustin: Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 

Shell Deutschland Holding. (2006). Jugend 2006. Eine pragmatische Generation unter 
Druck. 15. Shell Jugendstudie. Frankfurt (Main): Fischer Taschenbuch-Verlag. 

Statistisches Bundesamt. (2011). Geburtenentwicklung. Abgerufen am 25. 09 2012 von 
https://www.destatis.de/DE/ZahlenFakten/GesellschaftStaat/Bevoelkerung/Geburten/
AktuellGeburtenentwicklung.html 

Statistisches Bundesamt. (24. 05 2012). Mütter mit mehreren Kindern haben mit Familien-
gründung früher begonnen. Abgerufen am 25. 09 2012 von Pressemitteilungen: 
https://www.destatis.de/DE/PresseService/Presse/Pressemitteilungen/2012/05/PD12_1
79_12641.html 

Steinle, A. (2007). Das "Baby-Projekt". Abgerufen am 24. 09 2012 von manager magazin 
online: http://www.manager-magazin.de/lifestyle/freizeit/0,2828,497415,00.html 

Werle, K. (2010). Very Important Babys. Abgerufen am 24. 09 2012 von Spiegel Online: 
http://www.spiegel.de/unispiegel/jobundberuf/0,1518,672174,00.html 

 

 


